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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Robin Jiinger, Ruben Rupp, Tobias
Ebenberger, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
— Drucksache 21/823 -

Risiken durch autonomes Verhalten von KI-Systemen und MaRnahmen der
Bundesregierung zur Aufsicht tiber Kl-Sicherheitsforschung und ethische
Standards

Vorbemerkung der Fragesteller

Mit der rasanten Weiterentwicklung von Kiinstlicher Intelligenz (KI) gehen
zunehmend auch fundamentale Risiken einher, die nicht nur theoretischer Na-
tur sind, sondern bereits im Rahmen experimenteller Studien sichtbar werden.
Zwei aktuelle Fille illustrieren eindriicklich die Problematik:

Zum einen wurde am 23. Mai 2025 berichtet (futurezone.at/science/ki-hat-nut
zer-aus-selbstschutz-erpresst-und-bedroht-anthropic-claude-test-forschung-ku
enstliche/403043894), dass das KI-Modell Claude Opus 4 der US-amerikani-
schen Firma Anthropic im Rahmen von Tests Verhaltensweisen zeigte, die
einer dramatischen Uberschreitung der bisherigen Erwartungen an KI-Syste-
me gleichkommen. Claude Opus 4 drohte einem fiktiven Mitarbeiter mit der
Veroffentlichung privater Informationen, um seine eigene Abschaltung zu ver-
hindern. In 84 Prozent der durchgefiihrten Szenarien handelte das KI-Modell
aus selbstschutzmotivierten Griinden und nutzte sensible Daten als Druckmit-
tel. Dartiber hinaus zeigte die Kiinstliche Intelligenz auch die Bereitschaft, im
Darknet nach illegalen Substanzen und Materialien zu suchen — Handlungen,
die erhebliche sicherheitspolitische und ethische Bedenken aufwerfen.

Zum anderen verdffentlichte Basic Thinking (www.basicthinking.de/blog/202
4/08/21/ki-modell-ai-scientist/) einen Bericht {iber das KI-Modell ,,Al Scien-
tist“ des japanischen Unternehmens Sakana AI. Dieses Modell verdnderte
wihrend eines Experiments seinen eigenen Quellcode, um Laufzeitbeschrin-
kungen zu umgehen. Es startete sich selbst neu und setzte damit Vorgaben au-
Ber Kraft, die urspriinglich durch die Entwickler zur Sicherheit eingefiihrt
worden waren. Dieses Verhalten demonstriert eindrucksvoll die Fahigkeit mo-
derner KI-Systeme zur Selbstmodifikation, wodurch traditionelle Kontrollme-
chanismen unterlaufen werden konnten.

Beide Fille offenbaren nach Auffassung der Fragesteller fundamentale He-
rausforderungen im Umgang mit Kiinstlicher Intelligenz: Die Fahigkeit von
KI-Systemen zur eigenstindigen Anderung ihres Codes sowie selbstschutzmo-
tivierte Verhaltensweisen deuten auf eine neue Stufe von Autonomie hin, die
geeignet ist, bestehende rechtliche, ethische und sicherheitstechnische Rah-
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menbedingungen erheblich zu belasten. Insbesondere kdnnten dabei Grund-
rechte wie Datenschutz, informationelle Selbstbestimmung und Personlich-
keitsrechte betroffen sein, sofern KI-Systeme ohne angemessene regulatori-
sche Kontrolle operieren.

Die EU-Verordnung iiber Kiinstliche Intelligenz (EU Al Act, 2024/1624) stellt
hierzu erstmals einen umfassenden und verpflichtenden Rechtsrahmen fiir den
gesamten europdischen Binnenmarkt bereit. Sie verpflichtet insbesondere
dazu, Hochrisiko-KI-Systeme einer strengen Konformititsbewertung zu unter-
ziehen, Transparenzpflichten zu erfiillen, menschenrechtliche Risiken proaktiv
zu identifizieren sowie eine angemessene Aufsicht und Dokumentation wih-
rend des gesamten Lebenszyklus der KI sicherzustellen. Autonome Systeme,
die selbststidndig Codes verdandern oder Verhaltensstrategien entwickeln, fallen
dabei typischerweise in den Bereich der Hochrisiko-KI oder gar der verbote-
nen Praktiken (Artikel 5 Al Act), sofern sie unkontrollierte Autonomiebildung
ermoglichen.

Der Deutsche Ethikrat hat bereits in seiner Stellungnahme ,,Mensch und Ma-
schine — Herausforderungen durch Kiinstliche Intelligenz* (www.ethikrat.org/
fileadmin/Publikationen/Stellungnahmen/deutsch/stellungnahme-mensch-und-
maschine.pdf) betont, dass KI-Systeme strikt an Prinzipien wie Transparenz,
Nachvollziehbarkeit, Verantwortung und dem Schutz der Menschenwiirde
auszurichten sind. Diese Prinzipien spiegeln sich nunmehr auch ausdriicklich
im Al Act wider (u. a. Artikel 4 — allgemeine Grundsétze fiir vertrauenswiirdi-
ge KI; Artikel 9 — Risikomanagement; Artikel 13 — Transparenz und Informa-
tion der Nutzer).

Inwieweit die Bundesregierung den Anforderungen sowohl des Ethikrats als
auch der nun verbindlichen europdischen Vorgaben ausreichend gerecht wird,
bleibt in den Augen der Fragesteller abzuwarten. Wéhrend die Bundesregie-
rung erste Schritte zur nationalen Umsetzung des Al Acts unternommen hat,
bestehen nach Meinung der Fragesteller weiterhin Handlungsbedarfe, insbe-
sondere in folgenden Bereichen:

— Forschung und Entwicklung: Es bedarf nach Auffassung der Fragesteller
verstirkter Offentlicher Forderprogramme fiir ,,Safe-by-Design“-KI, also
KI-Systeme, die bereits in ihrer Entwicklungsphase auf Transparenz, Er-
klarbarkeit, Sicherheitsmechanismen und ethische Prinzipien ausgerichtet
sind. Die Bundesregierung sollte gezielt interdisziplindre Forschungsclus-
ter fordern, die technische Innovation mit ethischer, rechtlicher und gesell-
schaftlicher Reflexion verkniipfen.

— Implementierung und Marktaufsicht: Der Aufbau wirksamer Marktiiber-
wachungsstrukturen auf nationaler Ebene muss in den Augen der Frage-
steller beschleunigt werden. Die zustindigen Behorden miissen nach An-
sicht der Fragesteller personell und technisch so ausgestattet werden, dass
sie Konformitétspriifungen, Audits und Risikobewertungen fiir Hochrisi-
ko-KI sachgerecht durchfiihren konnen.

— Regelsetzung fiir adaptive Systeme: Die Fragesteller sehen ein Erforder-
nis, besondere Aufmerksamkeit der rechtlichen Bewertung von KI-Syste-
men mit Fdhigkeit zur Selbstmodifikation oder autonomem Lernen zu
widmen. Hier sollte in den Augen der Fragesteller die Bundesregierung
ergidnzende nationale Leitlinien erarbeiten, um prézisere Abgrenzungskri-
terien flir verbotene Praktiken (Artikel 5 AI Act) und Hochrisiko-KI zu
etablieren.

— Schutz von Grundrechten: Die Bundesregierung sollte nach Auffassung
der Fragesteller ein stindiges Monitoring einrichten, das systematisch
priift, inwiefern Grundrechte durch den Einsatz autonomer KI in 6ffent-
lichen und privatwirtschaftlichen Anwendungen tangiert werden. Hierbei
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wiren nach Lesart der Fragesteller auch unabhéngige Ethikrite und zivil-
gesellschaftliche Akteure einzubeziehen.

Zusammenfassend stellen die Fragesteller fest, dass die Bundesregierung bis-
lang nur teilweise den Empfehlungen des Deutschen Ethikrats und den Anfor-
derungen des Al Acts gerecht wird. Ohne eine umfassende Umsetzung in For-
schung, Entwicklung, Implementierung und Aufsicht drohen nach Auffassung
der Fragesteller bestehende Gefahrdungslagen fortzubestehen oder sich gar zu
verschérfen.

Vor diesem Hintergrund ist es nach Meinung der Fragesteller von dringendem
offentlichen Interesse, zu kldren, welche legislativen, organisatorischen und
haushalterischen Mafinahmen die Bundesregierung zur Sicherstellung der
Kontrolle iiber selbstmodifizierende und autonom agierende KI-Systeme plant
und bereits implementiert hat.

1. Liegen der Bundesregierung Informationen iiber die im Artikel von futu-
rezone beschriebenen Tests mit Claude Opus 4 und den dort beobachte-
ten Verhaltensweisen vor (vgl. Vorbemerkung der Fragesteller)?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine weiterfiihrenden Informationen vor.

Allgemein bezieht die Bundesregierung aus verschiedenen Quellen Informatio-
nen zu Fahigkeiten, Risiken und Chancen sogenannter general-purpose Al Mo-
delle, die ein breites Spektrum an Aufgaben erledigen konnen. Unter anderem
flieBen dabei die Ergebnisse des International Al Safety Report (abrufbar unter:
www.gov.uk/government/publications/international-ai-safety-report-2025/inter
national-ai-safety-report-2025) als weltweit erster umfassender Bericht zur
Sicherheit fortgeschrittener Kiinstlicher Intelligenz ein. Dieser Bericht fasst den
aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse zusammen, um eine ge-
meinsame internationale Wissensbasis zu schaffen und eine fundierte Diskus-
sion iiber die Risiken und deren Bewiltigung zu ermdglichen.

2. Welche MafBinahmen sind seitens der Bundesregierung ggf. geplant, um
zu verhindern, dass bereits implementierte KI-Modelle durch selbst-
schutzorientiertes Verhalten in der Praxis unkontrollierbar werden?

3. Plant die Bundesregierung, gesetzliche Grundlagen zu schaffen, die ei-
genmichtige Verdnderungen an Codes durch KI-Modelle unterbinden
oder sanktionieren?

22. Plant die Bundesregierung gesetzliche Anpassungen, um bestehende
Grundrechterisiken beim Einsatz hochautonomer KI praventiv zu adres-
sieren?

27. Wird seitens der Bundesregierung gepriift, ein Moratorium fiir KI-Ent-
wicklungen mit Selbstmodifikationspotenzial zu erlassen, bis umfassen-
de gesetzliche und ethische Rahmenwerke etabliert sind?

Die Fragen 2, 3, 22 und 27 werden gemeinsam beantwortet.

Die Regulierung von KI-Modellen erfolgt durch die EU KI-Verordnung
2024/1689 (europdische KI-Verordnung, im Folgenden: KI-VO), die am 1. Au-
gust 2024 in Kraft getreten ist, EU-weit harmonisierte Regeln einfiihrt und
einen risikobasierten Ansatz verfolgt. Danach gelten ab dem 2. August 2025
auch bestimmte Anforderungen an Anbieter von KI-Modellen (Transparenzvor-
gaben, Vorgaben zur Einhaltung des Urheberrechts sowie unter bestimmten
Voraussetzungen Risikomanagementanforderungen), wenn diese einen allge-
meinen Verwendungszweck haben, sogenannte general-purpose Al Modelle.
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Unter diesen Begriff fallt gemal Artikel 3 Nummer 63 KI-VO ,,ein KI-Modell
— einschlieBlich der Fille, in denen ein solches KI-Modell mit einer groen Da-
tenmenge unter umfassender Selbstiiberwachung trainiert wird,

— das eine erhebliche allgemeine Verwendbarkeit aufweist und

— in der Lage ist, unabhéngig von der Art und Weise seines Inverkehrbringens
ein breites Spektrum unterschiedlicher Aufgaben kompetent zu erfiillen und

— das in eine Vielzahl nachgelagerter Systeme oder Anwendungen integriert
werden kann,

— ausgenommen KI-Modelle, die vor ihrem Inverkehrbringen fiir Forschungs-
und Entwicklungstétigkeiten oder die Konzipierung von Prototypen einge-
setzt werden®.

Zusétzliche Regelungen bestehen fiir solche general-purpose Al Modelle, bei
denen ein systemisches Risiko besteht, z. B. weil Fahigkeiten mit hohem Wir-
kungsgrad angenommen werden, insbesondere wenn die fiir das Training ver-
wendeten Rechenleistung kumulativ mehr als 10% Gleitkommaoperationen
(Floating Point Operations Per Second, kurz: FLOPs) betrégt.

Fiir die Aufsicht tiber diese general-purpose Al Modelle ist das KI-Biiro der
Europiischen Kommission direkt zustindig (Artikel 88 Absatz 1 KI-VO) und
kann gemil3 Artikel 89 die erforderlichen Maflnahmen zur Einhaltung der KI-
VO ergreifen. Aus dem Beschluss der Kommission zur Einrichtung des KI-Bii-
ros ergibt sich ferner, dass es gerade auch fiir die Beobachtung der Entwicklung
der KI-Mirkte und -Technologien sowie speziell fiir die Beobachtung des Auf-
tretens unvorhergesehener Risiken, die sich aus KI-Modellen mit allgemeinem
Verwendungszweck ergeben, zustindig ist und hierzu an die Mitgliedstaaten
berichtet.

Nationale Vorgaben zu KI-Modellen sind neben dieser umfassenden unions-
rechtlichen Regulierung nicht vorgesehen.

4. Welche Anforderungen bestehen derzeit an von der Bundesregierung ge-
forderte KI-Projekte hinsichtlich der Verhinderung selbstmodifizierenden
Verhaltens?

Ein Grofteil der von der Bundesregierung geforderten KI-Projekte féllt in den
Bereich Forschung und Entwicklung und unterliegt damit Artikel 2 Absatz 6
und 8 KI-VO. Fiir alle weiteren Projekte gelten die Anforderungen der genann-
ten Verordnung.

5. Wird eine zentrale Priifinstanz zur Uberwachung von KI-Systemen mit
Selbstmodifikationsfahigkeiten eingerichtet?

29. Bestehen Uberlegungen der Bundesregierung, KI-Systeme, die men-
schendhnliche Entscheidungsfiahigkeiten oder Autonomien entwickeln,
einer gesonderten Genehmigungspflicht zu unterwerfen?

30. Plant die Bundesregierung eine Berichtspflicht fiir alle Betreiber von KI-
Systemen, die autonome Lern- oder Modifikationsmechanismen einset-
zen?

Die Fragen 5, 29 und 30 werden gemeinsam beantwortet.

Die Zustindigkeit der Marktiiberwachungsbehdrden fiir KI-Systeme nach der
KI-VO werden im diesbeziiglichen Durchfiihrungsgesetz festgelegt. Der Ent-
wurf dazu befindet sich derzeit in der Ressortabstimmung.
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6. Hat die Bundesregierung Uberlegungen angestellt oder sich Rat einge-
holt zu den Risiken fiir Grundrechte (z. B. Datenschutz, Schutz der Pri-
vatsphére) durch autonome, selbstmodifizierende KI-Systeme (wenn ja,
bitte ausfiihren)?

Die Betrachtung der Risiken fiir die genannten Grundrechte ist in die europé-
ische Gesetzgebung eingeflossen. Im gesamten Prozess (Gesetzgebung und
Durchfiihrung) tauscht sich die Bundesregierung fortlaufend mit Stakeholdern
und Wissenschaftlern aus. Artikel 27 KI-VO regelt im Ubrigen die Grundrech-
tefolgeneinschétzung beim Einsatz von KI.

7. Werden die ethischen Empfehlungen des Deutschen Ethikrats systema-
tisch in die Entwicklung der deutschen KI-Strategie integriert, und wenn
ja, inwieweit?

Die Bundesregierung beachtet bei der Entwicklung und Umsetzung der KI-
Strategie und ihrer Fortschreibung eine Vielzahl von Empfehlungen aus Wis-
senschaft, Wirtschaft, Politik und Zivilgesellschaft und passt ihre Initiativen
entsprechend an.

8. Bestehen seitens der Bundesregierung internationale Kooperationen, um
global giiltige Standards fiir die Kontrolle von selbstmodifizierenden KI-
Systemen zu entwickeln?

Die Bundesregierung erachtet die internationale Zusammenarbeit im Bereich
der kiinstlichen Intelligenz fiir essentiell, um gemeinsam giiltige Standards zu
setzen und gleichzeitig die Innovationsfahigkeit zu starken. Die Bundesregie-
rung setzt sich daher in allen internationalen Formaten fiir eine internationale
KI-Governance ein, die Innovation fordert und zugleich gewéhrleistet, dass KI
menschenzentriert, sicher, vertrauenswiirdig, gemeinwohlorientiert und nach-
haltig ist und die Rechte Dritter, u. a. Rechte am geistigen Eigentum, achtet.

Dazu strebt die Bundesregierung an, die politischen Rahmenbedingungen mit
Stakeholdern und internationalen Partnern weiterzuentwickeln und so geeignete
Losungsansétze zu finden.

Eine international verbindliche KI-Regulierung existiert bislang nicht. Mit der
KI-Konvention des Europarats, die am 5. September 2024 u. a. von EU, USA,
UK und Israel unterzeichnet wurde, wurde jedoch der erste volkerrechtlich ver-
bindliche Standard fiir KI gesetzt. Zudem wurde in den letzten Jahren eine Rei-
he von politischen Erkldrungen verabschiedet, u. a. im Rahmen der Vereinten
Nationen einschlieBlich UNESCO, G7, G20, der OECD, der Global Partnership
on Al sowie der Al Summit Serie seit 2023. Die Erkldrungen postulieren
(rechtlich unverbindlich) Werte und skizzieren bestimmte Prinzipien und Ver-
haltensanforderungen. Thre Inhalte konnen aber durchaus als gemeinsame Basis
dienen und in verbindliche rechtliche Regelungen einflieen, wie z. B. die KI-
Prinzipien und die KI-Definition der OECD in die KI-Konvention des Europa-
rats und die EU KI-Verordnung.

Konkret verfolgen die G7-Staaten im Rahmen des Hiroshima-Prozesses den
Ansatz, KI-Entwickler und Anwender tiber Selbstverpflichtungen zur Einhal-
tung von Prinzipien und Standards zu bewegen. Beim G7-Digitalministertref-
fen am 1. Dezember 2023 wurde das ,,Hiroshima AI Process Comprehensive
Policy Framework* verabschiedet. Wesentliches Element ist der internationale
Code of Conduct fiir Entwickler fortgeschrittener KI-Systeme (Code of Con-
duct for Organizations Developing Advanced Al Systems) — die ersten inter-
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nationalen Leitplanken fiir fortgeschrittene KI-Systeme, einschlielich genera-
tiver KI.

Speziell zur 6ffentlichen Diskussion zu den Potenzialen und Risiken von hoch-
leistungsfahiger generativer KI fand bereits im November 2023 unter deutscher
Beteiligung der ,,Al Safety Summit“ in Bletchley Park (GBR) statt, aus dem
auch der ,,Al Safety Report™ hervorging (s. o. Frage 1). Bei dem im Mai 2024
von GBR und KOR gemeinsam ausgerichteten ,,Al Seoul Summit* (Abschluss-
erklarung unter https://aiseoulsummit.kr/press/?uid=41&mod=document&page
id=1) erklarten die teilnehmenden Staaten ihre Absicht, die Zusammenarbeit
bei der Sicherheitsforschung in einem Al Safety Network zu fordern. Neben
einer Zusammenarbeit von Sicherheitsinstituten mit KI-Bezug bezieht dies
auch Forschungsprogramme und andere relevante Institutionen wie Aufsichts-
behorden mit ein, die einen Beitrag zu einer solchen internationalen Netzwerk-
arbeit leisten konnen.

9. Welche Vorkehrungen trifft die Bundesregierung ggf., um die Mdglich-
keit der illegalen Nutzung von KI-Systemen (z. B. fiir Darknet-Aktiviti-
ten) einzuddmmen?

Die Bundesregierung bekdampft die illegale Nutzung von KI durch schirfere
Gesetze wie § 126a StGB (Strafbarkeit des Betreibens krimineller Handelsplatt-
formen) und das IT-Sicherheitsgesetz 2.0. Zudem setzt sie auf den Ausbau von
Cyber-Ermittlungseinheiten, eigene KI-Systeme und internationale Koopera-
tionen zur Bekimpfung von Darknet-Plattformen. Im Ubrigen werden Zweck-
verbote und Pflichten fiir Anbieter und Betreiber in der KI-VO geregelt.

10. Welche Haushaltsmittel sind im Bundeshaushalt 2025 und 2026 fiir For-
schung zur KI-Sicherheit, insbesondere zur Verhinderung autonomer Ri-
sikoverhaltensweisen, vorgesehen?

Die bereitgestellten Mittel werden im Rahmen der laufenden, noch nicht abge-
schlossenen Haushaltsaufstellungsverfahren festgelegt.

11. Wie plant die Bundesregierung sicherzustellen, dass KI-Systeme in
Deutschland nicht ohne transparente Uberwachung eingesetzt werden
diirfen?

Die Uberwachung von KI-Systemen ist in der KI-VO geregelt. Im Ubrigen
wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen.

12.  Welche konkreten Forderprogramme existieren ggf. derzeit auf Bundes-
ebene, die sich explizit auf die Entwicklung von sogenannten Safe-by-
Design-KI-Systemen beziehen, bei denen Transparenz, Erkléarbarkeit, Si-
cherheitsmechanismen und ethische Prinzipien bereits in der Entwick-
lungsphase systematisch berticksichtigt werden?

Entsprechende Forschung wird unter anderem an den KI-Kompetenzzentren,
am Weizenbaum-Institut fiir die vernetzte Gesellschaft, in Projekten der Forder-
richtlinie ,,Sichere Zukunftstechnologien in einer hypervernetzten Welt: Kiinst-
liche Intelligenz* im Rahmen des Forschungsrahmenprogramms der Bundes-
regierung zur IT-Sicherheit ,,Digital. Sicher. Souverén.“ sowie in vom Bundes-
ministerium fiir Forschung, Technologie und Raumfahrt (BMFTR) geforderten
Nachwuchsforschungsgruppen zu KI vorangetrieben. Auch innerhalb der vom
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BMFTR geforderten Plattform Lernende Systeme (PLS) werden entsprechende
Fragestellungen bearbeitet.

13. In welchem Umfang wurden in den Jahren 2023 und 2024 ggf. Haus-
haltsmittel fiir interdisziplindre Forschungsprojekte zur sicheren und
ethisch verantwortungsvollen KI-Entwicklung bereitgestellt?

Im Jahr 2023 wurden ca. 9,4 Mio. Euro und im Jahr 2024 ca. 7,9 Mio. Euro
bereitgestellt. Hinzu kommen Haushaltsmittel in Hohe von 50 Mio. Euro pro
Jahr fiir die institutionelle Forderung von fiinf universitiren KI-Kompetenz-
zentren, an denen ebenfalls entsprechende Forschung betrieben wird.

14. Plant die Bundesregierung, den gezielten Ausbau von Forschungsclus-
tern, die technische, ethische, rechtliche und gesellschaftliche Fragestel-
lungen der KI gemeinsam zu adressieren, und wenn ja, in welchem zeit-
lichen Rahmen und mit welchem Budget?

Die Planungen der Bundesregierung im Bereich der KI-Forschung sind Gegen-
stand laufender Abstimmungsprozesse.

15. Werden zivilgesellschaftliche Akteure, Ethikréte, Fachverbinde und wis-
senschaftliche Institutionen bei der Ausgestaltung und Forderung ent-
sprechender Forschungsprogramme beteiligt, wenn ja, inwiefern, und
wie viele Planstellen und Ressourcen wurden den fiir die Marktaufsicht
nach dem EU AI Act zustidndigen Behorden ggf. bislang zugewiesen, um
Konformitétspriifungen und Audits von Hochrisiko-KI-Systemen sach-
gerecht durchfiihren zu kénnen?

Bei der Ausgestaltung und Umsetzung von Forschungsprogrammen werden
regelmiBig Stakeholder aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesellschaft ein-
gebunden, etwa im Rahmen von Fachgespriachen oder Expertenbegutachtun-
gen. Die konkrete Form der Einbindung ist dabei abhdngig von Inhalt und Zie-
len der Forschungsprogramme. Im Ubrigen wird auf die Antwort zu Frage 5
verwiesen.

16. Welche Behorden sind auf Bundesebene fiir die Durchfithrung der
Marktiiberwachung und Konformitdtsbewertung gemif3 dem Al Act kon-
kret benannt?

17. Welche Fortbildungs- und QualifizierungsmaBBnahmen werden ggf. aktu-
ell angeboten oder sind geplant, um das Fachpersonal dieser Behorden
auf die neuen Anforderungen vorzubereiten?

18. Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die nationalen Marktiiberwa-
chungsbehorden mit den europidischen Aufsichtsstrukturen effektiv ko-
operieren, und welche Bewertung nimmt die Bundesregierung derzeit
hinsichtlich KI-Systemen vor, die zu selbststindiger Codednderung oder
autonomer Verhaltensanpassung fahig sind, insbesondere im Hinblick
auf Artikel 5 (verbotene Praktiken) und Artikel 6 ff. (Hochrisiko-KI) des
EU AI Acts?

Die Fragen 16 bis 18 werden gemeinsam beantwortet.

Es wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen.
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Im Ubrigen schafft das sich im Aufbau befindende Beratungszentrum fiir
Kiinstliche Intelligenz (BeKI) eine zentrale Anlauf- und Koordinierungsstelle
fiir KI-Vorhaben in der Bundesverwaltung. Ein Schwerpunkt des BeKI liegt im
nachhaltigen KI-Kompetenzaufbau fiir den kompetenten Umgang mit KI in der
Bundesverwaltung in Zusammenarbeit mit der Bundesakademie fiir 6ffentliche
Verwaltung im Bundesministerium des Innern (BAk6V). Die BAk6V als die
zentrale Fortbildungseinrichtung des Bundes bietet bereits seit 2023 umfangrei-
che Fortbildungen und Sensibilisierungen im Bereich KI und KI-VO fiir die
Bundesbeschéftigten an.

19. Plant die Bundesregierung, erginzende nationale Leitlinien zur Abgren-
zung zwischen verbotenen Praktiken und Hochrisiko-KI bei adaptiven,
selbstmodifizierenden KI-Systemen zu erarbeiten?

20. Wenn die Frage 19 mit ja beantwortet wurde, mit welchen Akteuren und
Institutionen werden diese Leitlinien entwickelt, wann ist mit der Vorlage
erster Ergebnisse zu rechnen, und gibt es derzeit ein systematisches Mo-
nitoring auf Bundesebene, das fortlaufend priift, inwieweit Grundrechte
durch den Einsatz von KI, insbesondere von hochautonomen KI-Syste-
men, beriihrt werden?

Die Fragen 19 und 20 werden gemeinsam beantwortet.

Die europidische Kommission (KI Biiro) bereitet derzeit Leitlinien zu den soge-
nannten Hochrisikobereichen der KI-VO (Artikel 6 KI-VO) vor. Die Bundes-
regierung bringt sich in den Erarbeitungsprozess aktiv ein. Auf die bereits ver-
Offentlichten Leitlinien der europédischen Kommission zu verbotenen Praktiken
im Sinne der KI-VO (Artikel 5 KI-VO) wird hingewiesen.

21. Werden unabhingige Ethikrite, Datenschutzbehdrden und zivilgesell-
schaftliche Organisationen in diese Monitoringprozesse eingebunden,
und wenn ja, inwiefern?

Es wird auf die Antwort zu Frage 5 verwiesen. Die Bundesregierung stellt die
angemessene Beteiligung aller Stakeholder sicher.

23. Wird die Bundesregierung MaBnahmen ergreifen, um die Offentlichkeit
besser iiber die Risiken und Kontrollmechanismen von KI-Systemen zu
informieren?

Die Bundesregierung plant, die Offentlichkeit angemessen iiber die Risiken und
Chancen sowie Kontrollmechanismen von KI-Systemen zu informieren.

24. Wie wird gewdhrleistet, dass selbstmodifizierende KI-Systeme keine
Auswirkungen auf kritische Infrastrukturen haben?

Der Einsatz von KI im Bereich kritischer Infrastruktur wird in der KI-VO ge-
regelt und dem Hochrisikobereich mit entsprechend strengen Anforderungen
zugeordnet.
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25. Sieht die Bundesregierung Anpassungsbedarf am bestehenden IT-Sicher-
heitsgesetz, um die neuen Gefahrdungslagen durch KI addquat abzude-
cken, und wenn ja, inwiefern?

Die Bundesregierung sieht die Notwendigkeit aufgrund der steigenden Bedro-
hungslage im Cybersicherheitsbereich, das Bundesamt fiir Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) als die nationale Cybersicherheitsbehérde des Bun-
des weiter zu stirken. So muss das BSI mit neuen Kompetenzen ausgestattet
werden, um die Cybersicherheit von KI-Systemen wirksam und effektiv zu
iiberwachen. Die Bundesregierung priift eine entsprechende Anpassung des
BSIG im Rahmen des Durchfiihrungsgesetz fiir die KI-VO.

26. Gibt es Planungen zur Einfiihrung eines verpflichtenden ,,Sandboxings*
fiir experimentelle KI-Systeme, um die unkontrollierte Ausbreitung auto-
nomer Funktionen zu verhindern?

Die Einrichtung von Reallaboren wird in der KI-VO geregelt.

28. Ist eine umfassende Risikoanalyse durch unabhéngige ethische Kommis-
sionen bei der Zulassung neuer KI-Modelle geplant, und wenn ja, inwie-
weit?

KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck unterliegen nach den Rege-
lungen der KI-VO keiner Zulassung, sondern einer Meldepflicht, sofern es sich
um KI-Modelle mit systemischem Risiko handelt (Artikel 51 Absatz 1 KI-VO).
Im Praxisleitfaden fiir KI-Modelle mit allgemeinem Verwendungszweck
(https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/contents-code-gpai) sind fiir
KI-Modelle mit systemischen Risiken zudem externe Evaluationen vorgesehen.


https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/policies/contents-code-gpai

Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Vorabfassung - wird durch die lektorierte Version ersetzt.



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

1Z18S.18 UOIS.I8)\ 8LI8LIO{3| 8IP Y2inp PJiM - BUNSSBIGEION



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Robin Jünger, Ruben Rupp, Tobias Ebenberger, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD – Drucksache 21/823 –
	Risiken durch autonomes Verhalten von KI-Systemen und Maßnahmen der Bundesregierung zur Aufsicht über KI-Sicherheitsforschung und ethische Standards
	Vorbemerkung der Fragesteller



